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Antrag 
 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
Tierheime stärken statt behindern – Bürokratie abbauen, Bau und Betrieb erleichtern 
 
 
I.  Sachverhalt 
 
Gemessen an der stetig steigenden Popularität von Haustieren, deren Zahl 2024 auf fast 34 
Millionen Hunde, Katzen, Kleinsäuger und Ziervögel kletterte,1 erfüllen Tierheime eine wach-
sende gesellschaftliche Auffangfunktion: Sie nehmen Fundtiere, behördlich beschlagnahmte 
Tiere und Abgabetiere auf, leisten Aufklärung und sind oftmals letzte Rettungsstation für ver-
nachlässigte oder ausgesetzte Tiere. 
 
Nach eigenen Angaben sind derzeit 88 Tierheime an den Landestierschutzverband NRW an-
geschlossen. Der überwiegende Teil wird von gemeinnützigen Vereinen getragen, die ohne 
staatliche Unterstützung kaum überlebensfähig wären.2 
 
Die Lage der Tierheime ist kritisch. In vielen Einrichtungen herrscht Überbelegung. Die Zahl 
der aufgenommenen Tiere steigt – vor allem aufgrund wirtschaftlicher Notlagen von Haltern 
und einer wachsenden Zahl von Beschlagnahmungen. Gleichzeitig explodieren die Kosten: 
Die Tierarztkosten sind infolge der neuen Gebührenordnung stark gestiegen; Energiepreise 
und Futterkosten belasten die Budgets massiv. Die Personalsituation ist angespannt, qualifi-
zierte Tierpfleger sind schwer zu finden, während ehrenamtliche Unterstützung sinkt. Zudem 
stehen viele Einrichtungen vor einem Investitionsstau. Viele Gebäude von Tierheimen sind in 
marodem Zustand und verfügen über eine ungenügende Infrastruktur, die eine artgerechte 
Tierhaltung erschwert. Dazu zählen undichte Dächer und unzureichend ausgestattete Qua-
rantänebereiche.3 
 
Tierheimbetreiber betonen, dass viele Tierheime nur noch mit Spenden überleben können. 
Indes erfüllen die Kommunen ihre gesetzliche Pflicht zur Kostenerstattung (§ 670 BGB) oft nur 
unzureichend.4 Kommunale Pauschalzahlungen von 1 Euro pro Einwohner decken die tat-
sächlichen Aufwendungen meist nicht. Tierheime müssen damit kommunale Pflichtaufgaben 
aus Spendengeldern querfinanzieren.  
Zugleich erschweren komplizierte Bau- und Genehmigungsvorschriften dringend notwendige 
Modernisierungen oder Erweiterungen. So greifen bei Umbauten, Renovierungen oder Erneu-
erungen bereits Wohnbaustandards wie in menschlichen Behausungen, sobald mehr als 20 

 
1 Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/156836/umfrage/anzahl-der-haushalte-mit-haustieren-in-
deutschland-2010/, abgerufen am 10.11.2025.  
2 Vgl. https://ltv-nrw.de/home, abgerufen am 10.11.2025. Der Stand von 88 Tierheimen bezieht sich auf den 13. 
Mai 2025. 
3 Vgl. https://ltv-nrw.de/aktuelles-details/brief-an-ministerium-09-24, abgerufen am 10.11.2025. 
4 Vgl. Ausschussprotokoll 18/1008 vom 2.10.2025, AULNV im Landtag von NRW, Drucksache 18/2956. 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/156836/umfrage/anzahl-der-haushalte-mit-haustieren-in-deutschland-2010/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/156836/umfrage/anzahl-der-haushalte-mit-haustieren-in-deutschland-2010/
https://ltv-nrw.de/home
https://ltv-nrw.de/aktuelles-details/brief-an-ministerium-09-24


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/16485 

 
 

2 

Prozent der Fassade betroffen sind. Hinzu kommt, dass Neubauten gänzlich nach denselben 
energetischen und brandschutzrechtlichen Standards wie Wohngebäude errichtet werden 
müssen. Dies verteuert Tierheimprojekte unnötig oder lässt sie sogar scheitern. Schätzungen 
von Fachleuten belaufen sich je nach Einrichtung auf 300.000 bis 500.000 Euro pro Gebäude.5 
Dies hat zur Folge, dass eine zunehmende Anzahl von Tierheimen den gestiegenen Anforde-
rungen der Bauordnung NRW 2018 nicht mehr gerecht werden kann.6  
 
Obwohl die Landesregierung um das gestiegene Bedürfnis nach Tierheimen angesichts der 
gewachsenen Tieranzahl im Lande weiß, hat sie bislang keine geeigneten Maßnahmen ergrif-
fen, um sie durch angepasste baurechtliche Regelungen zu entlasten. Vereinfachte Genehmi-
gungsverfahren nach § 63 BauO NRW sind bislang unterlassen worden. Dies wäre insbeson-
dere durch praxisgerechte Sonderregelungen bei Abstandsflächen, Brand- und Schallschutz 
und angemessene energetische Anforderungen, die dem Nutzungszweck entsprechen, unbe-
dingt in Angriff zu nehmen. 
 
 
II. Der Landtag stellt fest,  
 
1. dass Tierheime eine tragende Säule des Tierschutzes darstellen und öffentliche Aufga-

ben erfüllen, ohne die dafür notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen; 
 

2. dass das Land Nordrhein-Westfalen seiner Verantwortung für einen flächendeckenden 
und wirksamen Tierschutz gerecht werden muss; 

 
3. dass die derzeitigen Bauvorschriften und Genehmigungsverfahren Modernisierungen, 

Neu- und Umbauten behindern, teils sogar final ausbremsen; 
 

4. dass bürokratische Hürden, steigende Auflagen und fehlende Kostendeckung die Exis-
tenz vieler Einrichtungen gefährden; 

 
5. dass insbesondere ehrenamtlich geführte Vereine durch die derzeitigen Regelungen un-

verhältnismäßig belastet werden. 
 
 
III. Der Landtag fordert daher die Landesregierung auf: 
 
1. eine Anpassung der Landesbauordnung NRW vorzulegen, die es Tierheimen ermög-

licht, Neubauten, Umbauten und Sanierungen im vereinfachten Genehmigungsverfah-
ren nach § 63 BauO NRW durchzuführen; 

2.  
gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbänden und dem Landestierschutzverband 
NRW bis Ende 2026 ein Konzept vorzulegen, wie die baulichen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen der Tierheime in NRW dauerhaft verbessert werden können; 

  

 
5 Vgl. ebd., S. 22. 
6 Vgl. https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_show_historie?p_id=23716, abgerufen am 10.11.2025. 
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3. baurechtliche Vorschriften für Tierheime von für den Nutzungszweck unnötigen Auflagen 

zu bereinigen; 
 

4. insbesondere für kleinere, ehrenamtlich geführte Vereine unbürokratische Lösungen für 
Umbauten und Sanierungen zu finden. 

 
 
 
Zacharias Schalley 
Carlo Clemens 
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
 
und Fraktion 

 
 
 


